
— auf den zweiten Klagegrund hin ist die angefochtenen
Entscheidung für teilweise nichtig zu erklären und der
Berichtigungsbetrag um 267 746 Euro oder, hilfsweise
und wegen eines Rechenfehlers, um 90 186 Euro zu
ermäßigen;

— auf den dritten Klagegrund hin ist die angefochtene Ent-
scheidung für teilweise nichtig zu erklären und der
Berichtigungsbetrag um 76 369 Euro zu ermäßigen;

— auf den vierten Klagegrund hin ist die angefochtene Ent-
scheidung für teilweise nichtig zu erklären und der
Berichtigungsbetrag um 3 264 849 Euro zu ermäßigen;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klage richtet sich gegen die Entscheidung C(2006) 5103 der
Kommission vom 20. Oktober 2006 über die Kürzung der
Unterstützung des Kohäsionsfonds für folgende fünf Vorhaben,
die in der Autonomen Region Andalusien durchgeführt werden:

— Nr. 2000 ES 16 C PE 012 (Maßnahmen im Bereich der
Abfallwirtschaft der Autonomen Region Andalusien);

— Nr. 2000 ES 16 C PE 066 (Maßnahmen im Bereich der
Kanalisation und Abwasserreinigung im Einzugsgebiet des
Guadalquivir);

— Nr. 2000 ES 16 C PE 004 (Maßnahmen im Bereich der
Kanalisation und Abwasserreinigung im Einzugsgebiet Süd:
Phase I);

— Nr. 2001 ES 16 C PE 0125 (Ausbau der Einrichtungen zur
Behandlung fester Siedlungsabfälle in der Autonomen
Region Andalusien — 2001);

— Nr. 2000 ES 16 C PE 138 (Maßnahmen im Bereich der
Abfallwirtschaft in der Autonomen Region Andalusien).

In der angefochtenen Entscheidung, in deren Mittelpunkt die
Prüfung des Vorhabens 012 stand, nimmt die Kommission eine
Berichtigung in Höhe 4 745 284 Euro vor, die auf Erwägungen
in Bezug auf die Angemessenheit der Kontrollen hinsichtlich
Zuschussfähigkeit der Kosten und die Einhaltung bestimmter
Vorschriften über die Auftragsvergabe (freihändige Vergabe von
zwei Verträgen, Verwendung der Erfahrung als Vergabekriterium
und angebliche Unregelmäßigkeiten bei der Veröffentlichung
bestimmter Verträge) beruht.

Zur Begründung seiner Anträge macht der klagende Staat Fol-
gendes geltend:

— In Bezug auf die Zuschussfähigkeit bestimmter Kosten sei
gegen die Grundsätze des Vertrauensschutzes, der Rechtssi-
cherheit und der Verhältnismäßigkeit verstoßen worden, da
die angefochtene Maßnahme getroffen worden sei, bevor die
Fristverlängerung abgelaufen sei, die beantragt worden sei,
um die nicht zuschussfähigen Kosten herauszurechnen und
durch andere, zuschussfähige Kosten zu ersetzen.

— Art. 11 Abs. 3 Buchst. b und e der Richtlinie 92/50/EWG (1)
sei in Bezug auf Unregelmäßigkeiten, die angeblich bei der

freihändigen Vergabe von zwei Dienstleistungsaufträgen fest-
gestellt worden seien, fehlerhaft ausgelegt worden. Im Rah-
men dieses Klagegrundes wird außerdem hilfsweise ein
Rechenfehler gerügt.

— Hinsichtlich der Einbeziehung des „Kriteriums der Erfahrung“
in die Vergabekriterien sei gegen die Richtlinien über öffent-
liche Aufträge verstoßen worden. Zwar werde dieses Krite-
rium in den einschlägigen Rechtsvorschriften nicht ausdrück-
lich berücksichtigt; die Gemeinschaftsrechtsprechung lasse
jedoch diese Möglichkeit zu, und die Verwendung dieses Kri-
teriums könne niemals ein schwerer und offensichtlicher
Verstoß gegen die Rechtsordnung der Gemeinschaft sein,
sondern stelle allenfalls einen entschuldbaren Rechtsirrtum
dar, der durch die mangelnde Klarheit der Vorschrift verur-
sacht worden sei.

— Die Unregelmäßigkeiten, die sich aus der mangelnden Veröf-
fentlichung bestimmter Verträge ergäben, seien keine
schwere und offensichtliche Pflichtverletzung und demzu-
folge kein hinreichend schwerwiegender Verstoß gegen das
Gemeinschaftsrecht.

(1) Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über die Koordi-
nierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungs-
aufträge (ABl. L 209 vom 24.7.1992, S. 1).

Klage, eingereicht am 5. Januar 2007 — Belgien/Kommis-
sion

(Rechtssache T-5/07)

(2007/C 56/63)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Königreich Belgien (Prozessbevollmächtigte: L. Van den
Broeck, Rechtsanwälte J. P. Buyle und C. Steyaert)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Der Kläger beantragt,

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären;

— die Entscheidung der Kommission vom 18. Oktober 2006
für nichtig zu erklären, soweit die „ESF-Altforderungen“, die
er freiwillig, aber vorbehaltlich aller prozessualen Rechte am
21. Dezember gezahlt hat, als nicht verjährt angesehen wer-
den;
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— festzustellen, dass diese Forderungen nach Art. 3 Abs. 1 der
Verordnung Nr. 2988/95/EG verjährt waren, und die Euro-
päische Kommission zu verurteilen, ihm den Betrag von
631 177,60 Euro zuzüglich Verzugszinsen ab 21. Dezember
2004 nach dem Leitzins der EZB erhöht um 3,5 Prozent-
punkte zurückzuzahlen;

— hilfsweise, die Entscheidung der Kommission vom 18. Okto-
ber 2006 für nichtig zu erklären, soweit darin angenommen
wird, dass die Nichtzahlung von streitigen ESF-Altschulden
Zinsen verursacht, und die Europäische Kommission zu ver-
urteilen, ihm die Zinsen, die er für die streitigen Forderun-
gen bezahlt hat, nämlich den Betrag von 377 724,99 Euro
zuzüglich Verzugszinsen ab 21. Dezember 2004 nach dem
Leitzins der EZB erhöht um 3,5 Prozentpunkte zurückzu-
zahlen;

— weiter hilfsweise, die Entscheidung der Kommission vom
18. Oktober 2006 in Bezug auf den geforderten Zinssatz für
nichtig zu erklären; folglich festzustellen, dass sich dieser
Zinssatz entsprechend dem von der EZB für die wesentli-
chen Refinanzierungsgeschäfte festgesetzten Zinssatz ändert,
so wie er im Amtsblatt veröffentlicht wird, und die Kommis-
sion zu verurteilen, ihm die Differenz zu den zu viel gezahl-
ten Zinsen für die streitigen Forderungen zuzüglich Verzugs-
zinsen ab 21. Dezember 2004 nach dem Leitzins der EZB
erhöht um 3,5 Prozentpunkte zurückzuzahlen;

— der Kommission jedenfalls die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit der vorliegenden Klage beantragt der Kläger die Nichtigerklä-
rung der in dem Schreiben vom 18. Oktober 2006 enthaltenen
Entscheidung der Kommission, mit dem sie es ablehnte, dem
Kläger den Betrag zurückzuzahlen, den dieser aufgrund von Alt-
forderungen des Europäischen Sozialfonds gezahlt hatte, und
dessen Rückzahlung er wegen der Verjährung dieser Forderun-
gen und hilfsweise wegen des Fehlens einer rechtlichen Grund-
lage für die Zinsforderung verlangt.

Im Zeitraum von 1987 bis 1992 verlangte die Kommission
vom Kläger mit Entscheidungen, die auf der Grundlage der Ver-
ordnung Nr. 2950/83/EWG (1) und der Entscheidung
83/673/EWG (2) ergingen, die Rückerstattung von Beträgen, die
verschiedenen belgischen Einrichtungen (Projektträgern) in der
Form von Beihilfen gezahlt worden waren, und die diese nicht
verwendet hatten. Der Kläger leitete die von der Kommission
ausgestellten Belastungsanzeigen an die betroffenen Projektträger
weiter. Manche von ihnen führten die Rückzahlungen direkt an
die Kommission aus, während andere einen Briefwechsel mit der
Kommission über die Rechtmäßigkeit der Aufforderung zur
Rückzahlung begannen. Eine erneute Diskussion wurde auf Initi-
ative der Kommission im Jahr 2002 eingeleitet. Im Jahr 2004
verrechnete die Kommission die Beträge, die aufgrund der streiti-
gen ESF-Altforderungen (zwischen dem 15. Januar 1987 und
dem 31. Dezember 1991 ausgestellte Belastungsanzeigen)

zuzüglich Verzugszinsen ab Ausstellung der Belastungsanzeigen
geschuldet wurden, mit den Forderungen des Klägers gegenüber
der Kommission im Rahmen der Verwaltung des Europäischen
Sozialfonds. Diese Verrechnungen und die von der Kommission
festgesetzten Zinsen wurden vom Kläger mit der Begründung
beanstandet, dass die Schuld verjährt sei und es keine rechtliche
Grundlage für die Festsetzung von Verzugszinsen gebe. Trotz-
dem bezahlte das Königreich Belgien, um einen möglichen Zin-
senlauf zu beenden, einen Betrag, der der Restschuld für die
nicht verrechneten Forderungen des ESF entsprach. Gleichzeitig
führte es aus, dass es die in den Schreiben vertretenen Argu-
mente nicht aufgebe und sich das Recht vorbehalte, die Rück-
zahlung dieser Beträge entsprechend der Begründetheit ihrer
Argumente zu verlangen. Die Kommission antwortete mit
Schreiben vom 19. Januar 2005, in dem sie sich zu den Einwän-
den des Klägers äußerte. Dieses Schreiben war Gegenstand einer
Nichtigkeitsklage, die das Königreich Belgien beim Gericht erster
Instanz eingereicht hatte. Mit Beschluss vom 2. Mai 2006 wurde
die Klage als unzulässig abgewiesen, weil das streitige Schreiben
keine anfechtbare Handlung im Sinne des Art. 230 EG sei (3).

Am 29. Juni 2006 richtete der Kläger ein weiteres Schreiben an
die Kommission und forderte die Rückzahlung des Betrags, der
der Restschuld für die nicht verrechneten Forderungen des ESF
entsprach und den er gezahlt hatte, um einen möglichen Zinsen-
lauf zu beenden, auf der Grundlage der vorher geltend gemach-
ten Argumente zur Verjährung der Forderung und zum Fehlen
einer rechtlichen Grundlage für die Zinsforderung. Mit Schreiben
vom 18. Oktober 2006 teilte die Kommission ihre Weigerung
mit, der geforderten Rückerstattung nachzukommen. Es handelt
sich dabei um die mit der vorliegenden Klage angefochtene
Handlung.

Zur Stützung seiner Anträge trägt der Kläger vor, dass die ein-
zige europäische Regelung, die die Rückforderung von Beträgen,
die nicht entsprechend den sie betreffenden europäischen
Bestimmungen verwendet worden seien, durch die Kommission
auf allgemeine Weise behandele, die Verordnung Nr. 2988/95/
EG (4) sei. Art. 3 dieser Verordnung, der Fristen für die Verfol-
gungsverjährung vorsehe, sei im vorliegenden Fall anzuwenden.
Falls das Gericht der Ansicht sei, dass er der Kommission die
Verjährungsfristen des Art. 3 der Verordnung Nr. 2988/95/EG
nicht entgegenhalten könne, sei Art. 2 Abs. 4 derselben Verord-
nung heranzuziehen und belgisches Recht zur Dauer der Verjäh-
rung für „persönliche“ Klagen anzuwenden.

Zur Stützung der hilfsweise gestellten Anträge in Bezug auf die
Unrichtigkeit der rechtlichen Grundlage, auf die sich die Kom-
mission bei der Forderung von Verzugszinsen vom Kläger
gestützt hat, macht das Königreich Belgien geltend, dass die
Kommission durch die Anwendung von Art. 86 Abs. 2 Buchst.
b der Verordnung Nr. 2342/2002/EG (5) über Durchführungs-
bestimmungen zur Haushaltsordnung einen Fehler begangen
habe. Es gebe eine besondere Regelung, die dieser Verordnung
derogiere, und nach dieser besonderen Regelung könne sich die
Kommission zur Bestimmung der möglicherweise zu zahlenden
Zinsen nur auf die Regelung der Verwaltung des ESF stützen, die
Ursprung der Forderungen sei, deren Rückzahlung die Kommis-
sion verlange. In dieser Hinsicht könne die Kommission nur Zin-
sen verlangen, soweit diese vorgesehen seien, was nach Ansicht
des Klägers zu dieser Zeit nicht der Fall gewesen sei.
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Weiter hilfsweise trägt der Kläger vor, dass entgegen der Ent-
scheidung der Kommission der geforderte Zinssatz variabel
gewesen sei. Folglich beantragt er, die Kommission zur Rückzah-
lung der Zinsen, die er in Bezug auf die streitigen Forderungen
zu viel bezahlt habe, zu verurteilen.

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2950/83 des Rates vom 17. Oktober 1983
zur Anwendung des Beschlusses 83/516/EWG über die Aufgaben des
Europäischen Sozialfonds, ABl. L 289, S. 1.

(2) Entscheidung der Kommission vom 22. Dezember 1983 über die
Verwaltung des Europäischen Sozialfonds, ABl. L 377, S. 1.

(3) Beschluss des Gerichts erster Instanz vom 2. Mai 2006, Königreich
Belgien/Kommission (Rechtssache T-134/05, Slg. 2006, II-0000).

(4) Verordnung (EG, Euratom) des Rates vom 18. Dezember 1995 über
den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemein-
schaften, ABl. L 312, S. 1.

(5) Verordnung (EG, Euratom) der Kommission vom 23. Dezember
2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften, ABl. L 357,
S. 1.

Klage, eingereicht am 2. Januar 2007 — Galderma/HABM
— Lelas (Nanolat)

(Rechtssache T-6/07)

(2007/C 56/64)

Sprache der Klageschrift: Deutsch

Parteien

Klägerin: Galderma SA (Cham, Schweiz) (Prozessbevollmäch-
tigter: Rechtsanwalt N. Hebeis)

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken,
Muster und Modelle)

Anderer Beteiligter im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Tihomir
Lelas

Anträge der Klägerin

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer vom
25. Oktober 2006 in der Sache R0146/2006-4 aufzuheben,
soweit der Widerspruch gegen die Waren „Arzneimittel;
pharmazeutische und veterinärmedizinische Erzeugnisse
sowie Präparate für die Gesundheitspflege; Seifen; Mittel zur
Körper- und Schönheitspflege, Haarwässer“ zurückgewiesen
wurde;

— die Gemeinschaftsmarkenanmeldung 003088986 „NANO-
LAT“ für die oben genannten Waren zurückzuweisen;

— dem Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt die Kosten
des Verfahrens aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Tihomir Lelas.

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Die Wortmarke „Nanolat“ für
Waren der Klassen 1, 3, und 5 (Anmeldung Nr. 3 088 986).

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken-
oder Zeichenrechts: Die Klägerin.

Entgegengehaltenes Marken- oder Zeichenrecht: Deutsche Wort-
marke „TANNOLACT“ für Waren der Klasse 5.

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Zurückweisung des Wider-
spruchs.

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der
Beschwerde.

Klagegründe: Verletzung von Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EG) Nr. 40/94 (1), da Verwechslungsgefahr zwi-
schen den einander gegenüberstehenden Marken bestehe.

(1) Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über
die Gemeinschaftsmarke (ABl. 1994, L 11, S. 1).

Klage, eingereicht am 4. Januar 2007 — TORRES/HABM —
Gala-Salvador Dalí (TG Torre Galatea)

(Rechtssache T-8/07)

(2007/C 56/65)

Sprache der Klageschrift: Spanisch

Parteien

Klägerin: Miguel Torres, S.A. (Barcelona, Spanien) (Prozessbevoll-
mächtigte: Rechtsanwälte E. Armijo Chávarri, M. A. Baz de San
Ceferino und A. Castán Pérez-Gómez)

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken,
Muster und Modelle)

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Fundación
Gala-Salvador Dalí

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des Amts
vom 24. Oktober 2006 in der Sache R 168/2006-2 — unter
ausdrücklicher Verurteilung des Amts in die Kosten — auf-
zuheben.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Fundación Gala-Salvador Dalí

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Bildmarke „TG Torre Galatea“ für
Waren der Klasse 33 (Anmeldung Nr. 2730513).
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